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Schriftliche Anfrage

des Abgeordneten Adrian Grasse (CDU)

vom 25. November 2022 (Eingang beim Abgeordnetenhaus am 28. November 2022)
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und Antwort vom 13. Dez. 2022 (Eingang beim Abgeordnetenhaus am 13. Dezember 2022)



Senatsverwaltung für Wissenschaft,
Gesundheit, Pflege und Gleichstellung

Herrn Abgeordneten Adrian Grasse (CDU)

über

den Präsidenten des Abgeordnetenhauses von Berlin

über Senatskanzlei - G Sen -

A n t w o r t
auf die Schriftliche Anfrage Nr. 19/ 14 069
vom 25. November 2022
über Energiepreispauschale für Studentinnen und Studenten
_______________________________________________________________________________________

Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt:

Vorbemerkung des Abgeordneten:
Am 21. Dezember 2022 soll das Studierenden-Energiepreispauschalengesetz – EPPSG des Bundes in Kraft
treten, das eine Pflicht zur Gewährung einer Einmalzahlung in Höhe von 200 Euro an die anspruchsberech-
tigten Studentinnen und Studenten vorsieht. Um zu gewährleisten, dass die Berliner Studentinnen und Stu-
denten schnellstmöglich nach Inkrafttreten des Gesetzes von der Zulage profitieren, müssen auf Landes-
ebene entsprechende Vorkehrungen getroffen werden.

1. Wie viele Berliner Studentinnen und Studenten werden nach Inkrafttreten des Studierenden- Energiepreis-
pauschalengesetz – EPPSG von der einmaligen Energiepreispauschale des Bundes profitieren (Angabe der
Zahl der Anspruchsberechtigten)?

2. Auf welche Summe belaufen sich die finanziellen Mittel, die das Land Berlin zur Auszahlung der Energie-
preispauschale an alle anspruchsberechtigten Studentinnen und Studenten aufbringen muss?

Zu 1. und 2.:

Nach erster Schätzung des Kreises der Anspruchsberechtigten handelt es sich im Land
Berlin um ungefähr 200.000 anspruchsberechtigte Studierende. Zur Auszahlung an an-
spruchsberechtigte Studierende müssten nach erster Hochrechnung dementsprechend
ungefähr 40 Mio. Euro aufgewendet werden. Der Bund wurde in der Abstimmungsrunde
mit den Ländern am 01.12.2022 gebeten, offene Fragen zum Kreis der Anspruchsberech-
tigten schnellstmöglich zu klären.
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3. In welchem Zeitraum und bis spätestens wann ist die Auszahlung der Energiepreispauschale an die Berliner
Studentinnen und Studenten geplant?
4. In welchem Verfahren wird die Auszahlung der Energiepreispauschale an die Studentinnen und Studenten
erfolgen? Wer ist auf Landesebene Ansprechpartner?
5. Da die Länder laut Kabinettsbeschluss in Vorleistung gehen müssen und der Bund die Kosten erst im nach-
hinein erstattet: Welche haushalterischen Vorkehrungen hat der Senat getroffen, um die Auszahlung der Ener-
giepreispauschale an die Studentinnen und Studenten zu gewährleisten?

Zu 3., 4. und 5.:

Der Berliner Senat befürwortet eine möglichst schnelle und unkomplizierte Auszahlung der
Energiepreispauschale an die Studierenden. Über die genaue Ausgestaltung der Auszah-
lung befinden sich Bund und Länder weiterhin in Abstimmung.
In Berlin ist neben der Senatsverwaltung für Wissenschaft, Gesundheit, Pflege und Gleich-
stellung auch die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie in die Abstimmung
eingebunden.

Berlin, den 13. Dezember 2022

In Vertretung
Armaghan Naghipour
Senatsverwaltung für Wissenschaft,
Gesundheit, Pflege und Gleichstellung


